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Einleitung 
Einleitung 

Einleitung 

Der Eigentumserwerb vom Nichtberechtigten hat für die Universität Erlan-
gen in den vergangenen Jahrzehnten in zwei Fällen eine besondere prak-
tische Bedeutung erlangt. 

Im Jahr 1992 ersteigerte die Universität Erlangen bei Christie’s in Lon-
don für DM 1,87 Millionen ein historisches coloriertes Blumenbuch mit 
Pflanzenaquarellen des Nürnberger Arztes Joachim Camerarius (1534–
1598) (Camerarius Florilegium), das anlässlich seiner Präsentation vom 
damaligen bayerischen Kultusminister als „Schatz, wahre Kostbarkeit und 
Prunkstück“ bezeichnet wurde. Unbekannt war im Moment des Erwerbs 
und der Präsentation, dass das Buch seinem Eigentümer bereits Ende der 
80er Jahre gestohlen worden war. Der Eigentümer hatte zunächst den Ver-
lust nicht bemerkt, forderte das Buch nach Aufklärung des Sachverhaltes 
im Jahr 1997 aber wieder zurück. Inzwischen ist das Buch als Dauerleih-
gabe der Universität Erlangen überlassen.1 

Im Jahr 2004 schließlich wurde aufgedeckt, dass der Hausmeister der 
Universitätsbibliothek Erlangen über mindestens 20 Jahre hinweg eine 
Vielzahl von wertvollen Büchern, darunter z.B. das „Kräuterbuch“ von 
Leonhart Fuchs (1543), die „Geschichte der einheimischen Gewürze der 
Schweiz“ von 1768 und eine bebilderte Pflanzenlehre von Casimir Schmi-
del von 1762, entwendet und an Antiquariate verkauft hatte.2  

Die soeben geschilderten Sachverhalte berühren neben Fragen des Straf-
rechts eine klassische Frage des Zivilrechts. Um sicherzugehen, dass auf-
grund des jeweiligen Erwerbsvorgangs auch tatsächlich das Eigentum an 
der Sache erworben werden kann, müsste ein Erwerber eigentlich Kenntnis 
von sämtlichen die Sache betreffenden tatsächlichen und rechtlichen Vor-
gängen haben. Dies würde alle Umstände aus der Entstehung der Sache 

                                                 
1 Vgl. u.a. Erlanger Nachrichten v. 11./12.01.1997, S. 13; Nürnberger Zeitung v. 

26.02.1997, S. 5; Süddeutsche Zeitung v. 05.03.1997, Regionalteil Bayern. 
2 Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung v. 19.11.2006, S. 70; zu einem Fall bei der 

königlichen Bibliothek zu Kopenhagen, bei der ein Mitarbeiter Bücher im Gesamtwert 
von 20 bis 40 Millionen Euro entwendete vgl. Süddeutsche Zeitung v. 05.06.2004, S. 10 
und Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 13.09.2007, S. 12. 
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und jeglicher Eigentums- und Besitzübergangsvorgänge mit einschließen.3 
Dass der absolute Eigentumsnachweis im Rechtsverkehr an seine tatsäch-
lichen Grenzen stößt, wurde schon unter dem römischen Recht erkannt, das 
diesem Konflikt eine kurze Verjährung entgegensetzte. Später, vermutlich 
im Mittelalter, wurde für diese Herausforderung des absoluten Eigentums-
nachweises im römischen Recht der Begriff des „teuflischen Beweis“ 
(probatio diabolica) geprägt.4 Im BGB wird dem Problem mit den Rege-
lungen des gutgläubigen Erwerbs vom Nichtberechtigten begegnet.5  

 
 

A. Gegenstand und Anlass der Untersuchung 
 
Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist das Recht des gutgläubigen 
Erwerbs beweglicher Sachen unter besonderer Beachtung des Lösungs-
rechts, das in seiner häufigsten Form in bestimmten Konstellationen die 
Herausgabe der gutgläubig erworbenen Sache an den Eigentümer von der 
Erstattung des vom Erwerber gezahlten Kaufpreises durch den Eigentümer 
abhängig macht.6 Die Untersuchung abstrahiert die betroffenen Interessen 
und gesetzlichen Steuerungsparameter und bezieht die Ergebnisse aus ei-
ner Analyse des deutschen und des französischen Rechts in ihre Überle-
gungen mit ein. Das Ziel der Untersuchung ist dabei die Entwicklung eines 
Regelungsansatzes zum gutgläubigen Erwerb. 

Die Untersuchung vollzieht sich vor dem Hintergrund der fortschreiten-
den europäischen Rechtsvereinheitlichung.7 Der europäische Rechtsanglei-
chungsprozess bringt neuen Schwung in eine Vielzahl von klassischen 
Rechtsfragen, die in den nationalen Rechtsordnungen möglicherweise 

                                                 
3 Dazu zählen bspw. das Alter, die Geschäftsfähigkeit, etwaige Umstände einer Be-

vollmächtigung, der Personenstand der Beteiligten, etwaige Diebstähle und Unterschla-
gungen sowie der oder die Orte, an denen Eigentumsübertragungen stattfinden sollten. Je 
länger eine Sache im Umlauf ist, desto zahlreicher und vielfältiger wären die erforder-
lichen Informationen. Jeder dieser Umstände könnte einer wirksamen Eigentumsübertra-
gung entgegenstehen. 

4 Zur Herkunft des Begriffs probatio diabolica vgl. Kiefner, ZRG 81 (1964), 212, 212 
Fn. 2 m.w.Nachw. 

5 Bei dem geschilderten Sachverhalt der Entwendung von Büchern aus der Universi-
tätsbibliothek Erlangen liegt es allerdings nahe, davon auszugehen, dass sich den Erwer-
bern der Bücher die probatio diabolica nur in einem reduzierten Maße gestellt hat, wenn 
man berücksichtigt, dass die Bücher wohl durch Stempel oder ähnliche Kennzeichen als 
Bibliothekseigentum gekennzeichnet waren. 

6 Zu den verschiedenen Erscheinungsformen eines Lösungsrechts vgl. unten S. 268 f. 
Zur Bezeichnung der Beteiligten im Rahmen eines gutgläubigen Erwerbs vgl. unten 
S. 19 ff. 

7 Ein kurzer Überblick über den aktuellen Stand findet sich am Ende der Einleitung 
(S. 10). 
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schon seit Jahrzehnten gesetzgeberisch unberührt und wissenschaftlich 
aufgrund fehlender Anreize unberücksichtigt geblieben waren. Der Bereich 
des gutgläubigen Erwerbs beweglicher Sachen beschäftigt sich mit solch 
klassischen Rechtsfragen. Sowohl der deutsche als auch der französische 
Gesetzgeber haben die entsprechenden Regelungen seit Inkrafttreten der 
jeweiligen Kodifizierungen nur marginal verändert.8 Die Gerichte äußern 
sich zu den nationalen Kernvorschriften des gutgläubigen Erwerbs eben-
falls vergleichsweise selten, was darauf hindeutet, dass sowohl die Unter-
gerichte als auch die sonstigen Rechtsanwender sich weitgehend auf die 
existierenden Normen eingestellt haben. So betrafen von den 3192 im Jahr 
2009 beim Bundesgerichtshof (BGH) eingegangenen Revisionen und 
Nichtzulassungsbeschwerden nur 10 (0,31 %) den Besitz oder das Eigen-
tum an beweglichen Sachen, einschließlich der Regelungen zum gutgläu-
bigen Erwerb.9 Die geringen Fallzahlen korrespondieren allerdings nicht 
mit der großen Bedeutung der entsprechenden Regelungen, denn deren 
soziale Funktion besteht gerade darin, Prozesse zu verhindern.10 

Auffallend, wenngleich wenig überraschend, ist zudem, dass sich die 
deutsche Rechtswissenschaft, insbesondere während der Zeit der Erarbei-
tung des BGB und unmittelbar nach Inkrafttreten des BGB, kritisch mit 
dem im BGB verankerten System des gutgläubigen Erwerbs auseinander-
gesetzt hat. Sie hat dabei zu einem höheren Anteil, als dies heute der Fall 
ist, grundsätzlich andere Systeme oder zumindest wesentliche Systemände-
rungen de lege ferenda gefordert.11 Für die vorliegende Untersuchung sind 
diese Werke daher wieder von aktueller Bedeutung. Im weiteren Verlauf 
hat sich die Diskussion um die Regelungen des gutgläubigen Erwerbs in 
Deutschland merklich reduziert12 und bspw. auf die Anwendung und Aus-
legung einzelner Tatbestandsmerkmale beschränkt,13 bzw. mit der zuneh-
menden Anerkennung der Bedeutung der Grundrechte für das Zivilrecht 
auf verfassungsrechtliche Fragestellungen konzentriert.14  

                                                 
8 Vgl. nachfolgend für den Code civil S. 45 und für das BGB S. 81. 
9 BGH, Übersicht über den Geschäftsgang bei den Zivilsenaten des Bundesgerichts-

hofes im Jahre 2009 –Jahresstatistik –, S. 6 und 20. 
10 Vgl. auch Carbonnier, Biens, Nr. 235, der dort auch darauf hinweist, dass bei sozial 

bedeutenden Gegenständen die Zahl der Prozesse proportional deutlich höher ist. 
11 Vgl. hierzu u.a. die im weiteren Verlauf dargestellten Stellungnahmen von von Lüb-

tow, Brandt und Heck. 
12 Insofern bereits eine Ausnahme ist die grundsätzliche Erörterung zum gutgläubigen 

Erwerb von Hübner aus dem Jahr 1955.  
13 Vgl. u.a. Dünkel (1970) zur öffentlichen Versteigerung; Wolff (1967) zu abhanden 

gekommenen Sachen, Imbusch (1999) zu gestohlenen Sachen, Jacob (2007) zum Begriff 
der groben Fahrlässigkeit. 

14 U.a. Hager, Verkehrsschutz, S. 9–87 (1990); Peters, S. 1 ff. (1991); Leuschner, 
Verkehrsinteresse, S. 1 ff. (2005). 
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Der Prozess der europäischen Rechtsvereinheitlichung hat hier neue 
Impulse gesetzt, denn mit der Aussicht auf eine mögliche künftige europä-
ische Normsetzung oder einer europäisch veranlassten Rechtsvereinheit-
lichung sind auch die bekannten, akzeptierten und lange Zeit unberührten 
Regelungssysteme der nationalen Rechtsordnungen einer erneuten grund-
sätzlichen und rechtspolitischen Überprüfung zu unterziehen.15 Hier setzt 
die vorliegende Untersuchung an und fragt, ausgehend vom zugrunde lie-
genden Interessenkonflikt, nach einer sachgerechten Auflösung desselben. 
Die existierenden und seit über 100 (BGB) bzw. 200 (Code civil) Jahren 
funktionierenden Regelungen können dabei einen ersten Ansatz bilden. Es 
bleibt aber die Frage, ob diese Regelungen auch unter den nunmehr beste-
henden gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Verhältnissen 
weiterhin eine zufriedenstellende Lösung des entsprechenden Interessen-
konflikts darstellen können. Dabei kann die Berücksichtigung eines Lö-
sungsrechts besondere Dienste leisten, ermöglicht es doch durch den ihm 
eigenen Ansatzpunkt ausdifferenzierte Lösungen und eine Abschichtung 
der betroffenen Rechtsfragen.16 Zudem bietet sich vor dem europäischen 
Hintergrund besonders die Methode der Rechtsvergleichung an, da die 
Vorarbeiten zu einer europäischen Rechtsangleichung in der Regel die  
existierenden nationalen Regelungen analysieren, die schließlich durch 
eine europäische Normierung ersetzt oder angeglichen werden sollen.17 
Das Lösungsrecht selbst war sowohl unter historischen, als auch unter ak-
tuellen und rechtsvergleichenden Gesichtspunkten ebenfalls bereits Ge-
genstand vertiefender Untersuchungen.18 Der Schwerpunkt lag dabei re-
gelmäßig auf einer Analyse der Anwendung des Lösungsrechts in einer 
bestimmten Konstellation (Rückausnahme im Rahmen der Sonderbehand-
lung abhanden gekommener Sachen), wie sie bspw. auch im französischen 
oder Schweizer Recht verwirklicht ist. Das Lösungsrecht kann aufgrund 
seines Wirkmechanismus die Auflösung des Interessenkonflikts aber noch 
viel grundsätzlicher regeln.19 

                                                 
15 In diese Richtung z.B. auch Prisching, S. 1 ff. (2006). 
16 Vgl. hierzu unten S. 267 ff., insbesondere S. 306 ff. 
17 So stellt die Kommission im Rahmen des „gemeinsamen Referenzrahmens“ für das 

europäische Vertragsrecht fest, dass auf die geltenden nationalen Rechtsordnungen zu-
rückgegriffen werden sollte, um etwaige gemeinsame Nenner zu finden, gemeinschaft-
liche Grundsätze zu entwickeln und gegebenenfalls die besten Lösungen zu ermitteln; 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat – Ein kohärentes 
europäisches Vertragsrecht – ein Aktionsplan, ABl. EG Nr. C 63/1 vom 15.03.2003, 
Rdnr. 63. 

18 Vgl. u.a. Felgentraeger, Völkl und Geyrhalter (letzterer unter besonderer Berück-
sichtigung des internationalen Sachenrechts). 

19 Ansätze dazu finden sich insbesondere in älteren Untersuchungen, z.B. bei Hübner, 
Brandt, von Lübtow, auf die im weiteren Verlauf noch näher einzugehen ist. 
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Im Rahmen der Rechtsvergleichung bietet es sich hier im Besonderen 
an, das französische Recht bei der Untersuchung näher zu betrachten. Das 
französische Recht verfügt mit dem Code civil von 1804 über die tradi-
tionsreichste noch in Kraft befindliche Kodifizierung im Bereich der Euro-
päischen Union,20 deren Ausgestaltung eine Vielzahl weiterer europäischer 
Kodifikationen beeinflusst hat.21 Überdies sieht der Code civil gerade für 
den Bereich des gutgläubigen Erwerbs einige bemerkenswerte Unterschie-
de zum deutschen Recht vor, einschließlich eines Lösungsrechts. Hier kann 
gleichzeitig auf über 200 Jahre Erfahrung in der Rechtsanwendung zu-
rückgeblickt werden.22 Schließlich werden aufgrund seiner historischen 
rechtlichen Bedeutung, aber auch aufgrund der bedeutenden Stellung 
Frankreichs innerhalb der Europäischen Union, die im Code civil gefunde-
nen Regelungen und Ergebnisse auch bei einem europäischen Rechtsan-
gleichungsprozess nicht unberücksichtigt bleiben können. Diese Bedeu-
tung des Code civil, verbunden mit der Bedeutung des deutschen Rechts 
gibt gerade der deutsch-französischen Rechtsvergleichung eine Sonderstel-
lung.23 Diese beiden Rechtsordnungen haben „am nachhaltigsten die neu-
zeitliche kontinentaleuropäische Rechtsentwicklung beeinflusst“ und es 
wird erwartet, dass sie auch weiter der Motor eines künftigen gemein-
samen europäischen Zivilrechts sein werden.24  

Gleichzeitig wurde aber zum gutgläubigen Erwerb im Allgemeinen und 
zum Lösungsrecht im Besonderen schon sehr viel gesagt, was es unmög-
lich macht, im Rahmen dieser Untersuchung auf jeden der mit diesen 
Rechtsinstituten im Zusammenhang stehenden Aspekte erschöpfend einzu-
                                                 

20 Es handelt sich um das „unter den Händen der Vernunftrechtler in einem großen 
Abstraktionsprozess verwandelte römische Recht des bürgerlichen Zeitalters. Damit war 
dem Code ein geistesgeschichtlich-philosophisches Fundament von gemeineuropäischem 
Rang zugewiesen worden“; Hattenhauer, S. 38. 

21 Dies geschah insbesondere durch die vergleichende Berücksichtigung des Code  
civil im Rahmen anderer nationaler Rechtssetzungsprozesse, unabhängig davon, ob die 
Ansätze des Code civil sich letztlich auch in den anderen Rechtsordnungen wieder fin-
den. Zu den besonders durch den Code Civil beeinflussten Rechtsordnungen zählen u.a. 
Belgien, Italien und Spanien; vgl. u.a. Coste-Floret, in: Commission de Réforme du Code 
civil, Travaux Année 1945–1946, 34, 37 ff. In Deutschland galt der Code civil in den 
linksrheinischen Gebieten bis zum Inkrafttreten des BGB; vgl. Sonnenberger, ZVglR-
Wiss 103 (2004), 127, 127. 

22 Der Code civil ist am 21. März 1804 in Kraft getreten. Vgl. unten S. 45. 
23 Neben der reinen Anzahl aktueller rechtsvergleichender Untersuchungen zum deut-

schen und französischen Recht sticht hervor, dass bereits sehr früh der wissenschaftliche 
Vergleich dieser beiden Rechtsordnungen eine bedeutende Rolle gespielt hat (zum Ein-
fluss des Code civil und der rechtsvergleichenden Analyse im Rahmen des Gesetzge-
bungsprozesses zum BGB vgl. unten S. 276 ff.). Allein im weit verstandenen Umfeld des 
hier untersuchten Themenbereichs sind dies bspw. die Untersuchungen von Roux (1871), 
S. 62 ff. und El Moghazy (1927), S. 12 ff. zu nennen. 

24 Ferid/Sonnenberger, Band 1/1, Vorwort S. 5 m.w.Nachw. 
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gehen. Nicht zuletzt, weil vorliegende Arbeit im Grundansatz sämtliche 
Kategorien beweglicher Sachen erfasst. Dabei handelt es sich um ein wei-
tes Feld, das von individuellen Kunstwerken bis hin zu massenhaft vor-
kommenden Wertpapieren des modernen Kapitalmarkts reicht.25 Im Hin-
blick auf bestimmte Sachen hat sich die wissenschaftliche Diskussion, und 
in einigen Aspekten sogar die rechtliche Behandlung, teilweise vom all-
gemeinen Zivilrecht entfernt, so dass diese in der vorliegenden Untersu-
chung nur in ausgewählten Aspekten und nicht in vollem Umfang erfasst 
werden können.26 Außen vor bleiben zudem aufgrund des hier verfolgten 
Schwerpunkts vertiefte Auseinandersetzungen mit verwandten Aspekten, 
wie z.B. verschiedene kollisionsrechtliche oder kreditsicherungsrechtliche 
Fragestellungen.27  

 
 

B. Methodik und Gang der Untersuchung 
 
Methodischer Ausgangspunkt der vorliegenden Untersuchung ist die 
rechtsvergleichende Analyse des deutschen und französischen Rechts zur 
Regelung der dem gutgläubigen Erwerb zugrunde liegenden Interessens-
konstellation. Daraus entwickelt sich der Gang der Darstellung. 

Die rechtsvergleichende funktionale Analyse zweier Rechtsordnungen 
im Hinblick auf den Untersuchungsgegenstand setzt an dem zugrunde lie-
genden sozialen Konflikt (vielfach einer bestimmten Interessenkollision 
verschiedener Beteiligter) an, der das Bedürfnis nach einer rechtlichen Re-
gelung auslöst, und fragt danach, wie das Recht diesen Konflikt lösen und 

                                                 
25 Vgl. zur Vielfalt der beweglichen Sachen unten S. 165 ff. 
26 Vgl. zur Behandlung von Wertpapieren insbesondere im Rahmen des modernen Ef-

fektengiroverkehrs unten S. 82 ff. und S. 193 ff. Neben der Beeinflussung durch kapital-
marktrechtliche Vorschriften sind historische Sonderregeln, wie z.B. im französischen 
Recht zur Erfassung in den Kriegswirren abhanden gekommener Wertpapiere (vgl. unten 
S. 255 f.), zu berücksichtigen. Zum Kulturgüterschutz bspw. unten S. 257 ff. und zur 
Behandlung von Kunstwerken unten S. 257 f. und S. 362 f. Ebenso keine nähere Berück-
sichtigung finden können Fragen im Umgang mit der Behandlung von Beschlagnahmen 
von Kunstwerken durch die Nationalsozialisten während des NS-Regimes oder der Um-
gang mit in Folge des Zweiten Weltkriegs erlangter Beutekunst. Für die Zwecke dieser 
Untersuchung wird eine im Wesentlichen störungsfreie Eigentums- und Verkehrsordnung 
vorausgesetzt, wie sie unter der Herrschaft eines Unrechtsstaats oder in einer von 
Kriegswirren geprägten Situation nicht gewährleistet ist; vgl. dazu auch unten S. 255 f. 
und S. 338 ff.  

27 Zur Berücksichtigung des Kreditsicherungsrechts im Rahmen dieser Arbeit vgl. un-
ten S. 20 f., S. 130 ff. und S. 190 ff. Zur kollisionsrechtlichen Behandlung ausländischer 
Lösungsrechte im deutschen Recht vgl. S. 281 ff. 
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ordnen möchte (Ordnungsaufgabe).28 Davon ausgehend kann untersucht 
und verglichen werden, wie die verschiedenen Regelungen diese Ord-
nungsaufgabe in ihrem jeweiligen gesetzgeberischen, gewohnheitsrecht-
lichen, gerichtlichen und rechtswissenschaftlichen Gesamtkontext lösen, 
ohne sich dabei auf den formellen Vergleich zweier spezifischer Normen-
komplexe zu beschränken.29 

Eine Folge dieser über die Systematik der einzelnen Rechtsordnung hi-
nausgehenden funktionalen Betrachtungsweise ist, dass sich eine solche 
Betrachtung von den dem jeweiligen nationalen Recht spezifischen Sys-
tembegriffen lösen muss und sowohl für die entsprechende Ordnungsauf-
gabe als auch für die im nationalen Recht verwendeten Regelungselemente 
beschreibende Oberbegriffe gefunden und verwendet werden müssen. 
Auch hier ist die Funktion eines nationalen Tatbestandmerkmals im Rah-
men der Ordnungsaufgabe zu erfassen, ohne sich den hinter dem nationa-
len Begriff stehenden rechtlichen Gehalt vollumfänglich zu Eigen zu ma-
chen.30 In der vorliegenden Arbeit werden daher Begriffe wie die „quali-
fizierte tatsächliche Sachherrschaft“ (die unter anderem den deutschen 
„Besitz“ mit umfasst), der „Vermögenseinsatz“ (um Zahlungen und Eigen-
tumswerte gleichermaßen zu erfassen) und „Kontaktperson“ (zur Bezeich-
nung der Beziehung zweier Beteiligter, die vertraglicher oder eher tatsäch-
licher Natur sein kann) verwendet.31 

Die Erkenntnis über die Auflösung der Ordnungsaufgabe im jeweiligen 
nationalen Recht stellt den ersten grundsätzlichen Schritt des rechtsver-
gleichenden Vorgehens dar. Um die dadurch gewonnenen Erkenntnisse 
fruchtbar zu machen, sind diese gemeinsam im Hinblick auf ihre Auswir-
kungen auf den dahinter stehenden Konflikt zu würdigen, wodurch sich die 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Rechtsordnungen herauskristalli-
sieren. Auf der Basis dieser vertieften Analyse kann schließlich eine eigen-
ständige Bewertung des der Ordnungsaufgabe zugrunde liegenden Interes-
senkonflikts vorgenommen werden. Dieser Vorgang ist auch einer rein 
nationalen Wertungsjurisprudenz nicht fremd, wird aber bei der Rechts-
vergleichung durch zusätzliche fremdrechtliche Modelle und besondere 
Erfahrungsschätze angereichert.32 

                                                 
28 Vgl. auch Zweigert/Kötz, § 3 II (S. 33); Koch/Magnus/Winkler von Mohrenfels, 

§ 13 Rdnr. 11 ff. (S. 280 f.). 
29 Vgl. Rabel, Aufgabe und Notwendigkeit der Rechtsvergleichung, S. 4 f.; Koch/ 

Magnus/Winkler von Mohrenfels, § 13 Rdnr. 11 ff. (S. 280 f.). 
30 Vgl. auch Zweigert/Kötz, § 3 II (S. 33 f.) im Hinblick auf die Aufgabenbeschrei-

bung. 
31 Zur „qualifizierten tatsächlichen Sachherrschaft“ vgl. insb. unten S. 173 ff.; zum 

„Vermögenseinsatz“ insb. S. 36 ff. und 126 ff.; zur „Kontaktperson“ insb. S. 38 ff. 
32 Im Bereich des gutgläubigen Erwerbs wird im deutschen Recht teilweise bereits 

grundsätzlich kritisiert, dass keine ausreichende Interessenbewertung stattgefunden habe.  
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Ergänzend werden bei dieser Arbeit auch die von der ökonomischen 
Analyse des Rechts33 zur Verfügung gestellten Werkzeuge berücksichtigt, 
ohne dass die ökonomische Analyse allerdings den Leitgedanken der Un-
tersuchung darstellt oder ihr per se eine erhöhte Entscheidungskompetenz 
zugesprochen werden soll.34 Ökonomische Aspekte sind aber neben außer-
ökonomischen Aspekten (bspw. gesellschaftspolitischen Anliegen und 
technischen Zwängen) insbesondere dort zu berücksichtigen, wo mehrere 
außerökonomisch gleichwertige Lösungsmöglichkeiten bestehen.35 Im 
Rahmen dieser Untersuchung werden die ökonomischen Aspekte an der 
jeweils relevanten Stelle des Interessenvergleichs und der Bewertung der 
Steuerungsparameter berücksichtigt. Dort kann das Instrumentarium der 
ökonomischen Analyse zusätzliche Klarheit über die Auswirkungen eines 

                                                 
Vgl. z.B. Giehl, AcP 161 (1962), 357, 358: „finden wir anstelle einer gebotenen Wertung 
des Interessenszwiespaltes zwischen Eigentümer und Erwerber (…) eine starre Geset-
zesmechanik“ oder Dünkel, S. 2, der die BGB-Regelung als „Zufallsprodukt“ der Ge-
schichte bezeichnet. 

33 Die ökonomische Analyse beleuchtet die Gestaltung von Rechtsinstituten unter dem 
Blickwinkel ihrer ökonomischen Funktionen und wirtschaftlichen Auswirkungen, Horn, 
Rdnr. 131. 

34 Der Stellenwert der ökonomischen Analyse des Rechts in der Rechtswissenschaft 
und bei der Rechtssetzung ist aufgrund der Konzentration der Beurteilung auf die öko-
nomische Effizienz und der mangelnden Berücksichtigung außerökonomischer Gesichts-
punkte seit jeher umstritten (vgl. u.a. Horn, Rdnr. 132; Reimann, § 63 3. (S. 266)). Die 
ökonomische Analyse fußt zudem in vielen Bereichen auf theoretischen Annahmen zu 
menschlichem Verhalten oder zur Entwicklung eines Markts, die nicht völlig der Realität 
entsprechen; vgl. die Wiedergabe dieser Kritik in Salje, Rechtstheorie 15 (1984), 277, 
289. Diese Defizite werden auch von führenden Vertretern der ökonomischen Analyse 
nicht geleugnet. So stellt Posner klar, dass die Ökonomie einige Fragen nicht beantwor-
ten kann, so bspw. die Frage, ob die existierende Einkommens- und Vermögensverteilung 
gut oder schlecht, gerecht oder ungerecht ist. Ebenso wenig die Frage, ob eine effiziente 
Ressourcenzuteilung (Ressourcenallokation) sozial und ethisch wünschenswert ist. Aus 
diesen Gründen sei die Kompetenz des Ökonomen in der Diskussion über das Rechts-
system beschränkt; Posner, S. 14 f. Die jüngste Finanz- und Wirtschaftskrise und die  
dadurch verstärkte wirtschaftswissenschaftliche Diskussion um die Geeignetheit eines  
homo oeconomicus und dessen rein rationales Verhaltensmuster als Leitbild individueller 
Entscheidungen dürfte die Grundprämisse der ökonomischen Analyse des Rechts weiter 
geschwächt haben. An Bedeutung gewonnen hat im Bereich der Wirtschaftswissenschaf-
ten zuletzt die Theorie der Verhaltensökonomik (Behavioral Economics), die gerade 
darauf aufbaut, dass das Handeln des Einzelnen nicht ausschließlich rational gesteuert 
wird, sondern u.a. auch von Neigungen, Ängsten und Emotionen (vgl. Plickert, Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung v. 20.07.2009, S. 10; Lotter, brand eins, 05/2010, S. 36 ff.) bzw. 
Vertrauen, Fairness, Korruption und unmoralischem Verhalten, Geldillusion und Ge-
schichten (Akerlof/Shiller, S. 24 ff.) beeinflusst wird. 

35 Salje, Rechtstheorie 15 (1984), 277, 290. Grundmann spricht (in Bezug auf Einzel-
fallentscheidungen) von der Suche nach praktischer Konkordanz zwischen rechtsethi-
schen und ökonomischen Aspekten, RabelsZ 61 (1997), 423, 451 f. 
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Regelungsansatzes auf den Interessenvergleich und die Wirkung eines 
Steuerungsparameters bringen.36 Insgesamt wird sich im Laufe der Unter-
suchung zeigen, dass im Rahmen des gutgläubigen Erwerbs schon seit je-
her ökonomische Elemente, und zwar in der Ausprägung des Verkehrs-
schutzes, eine maßgebliche Rolle spielen.37  

Aus der Methode der funktionalen Rechtsvergleichung ergibt sich der 
Ablauf der Untersuchung.  

In Teil 1 (Die Ausgangsposition) der Untersuchung werden der den Re-
gelungen zum gutgläubigen Erwerb zugrunde liegende Interessenkonflikt, 
die jeweiligen Beteiligten und die Ergebnisvarianten analysiert. Die Auflö-
sung dieses Geflechts aus verschiedenen Interessen sowie schuldrechtli-
chen und sachenrechtlichen Beziehungen ist die Ordnungsaufgabe der Re-
gelungen zum gutgläubigen Erwerb beweglicher Sachen. Da verschiedene 
gegenwärtige und historische Rechtsinstitute diese Ordnungsaufgabe ad-
ressieren, folgt eine Darstellung dieser verschiedenen Lösungsvarianten. 
Im Vordergrund stehen hierbei die Regelungen des deutschen und franzö-
sischen Rechts. Insbesondere verfügt das französische Recht mit dem Lö-
sungsrecht des Erwerbers über ein besonderes Werkzeug zur Behandlung 
des Interessenkonflikts. Aufgrund seiner Bedeutung für das französische 
und das deutsche Recht im Allgemeinen und seiner Bedeutung im Bereich 
des gutgläubigen Erwerbs im Speziellen wird zudem der Lösungsansatz 
des römischen Rechts dargestellt. Dabei sind nicht nur die speziellen 
Rechtsinstitute des gutgläubigen Erwerbs, sondern auch die Ersitzungs- 
und Verjährungsregeln zu beachten. 

Teil 2 (Die Steuerung des Ausgleichs der Interessenkollision) der vor-
liegenden Darstellung beschäftigt sich mit den betroffenen Interessen. Im 
Rahmen dieses Interessenvergleichs ist zwischen den betroffenen individu-
ellen Interessen der einzelnen Beteiligten und den betroffenen generellen 
Interessen einer Rechtsordnung zu unterscheiden. Von Bedeutung ist hier-
bei insbesondere das besondere Interesse des Verkehrsschutzes. Gerade 
hier spielen auch allgemeine ökonomische Interessen eine Rolle. In die 
Interessenbewertung fließen anschließend beide Aspekte ein. Weiterhin 
werden in Teil 2 die verschiedenen Steuerungsparameter, die zur Lösung 
der Ordnungsaufgabe in den untersuchten Rechtsordnungen verwendet 
werden, von den jeweiligen nationalen Regelungen abstrahiert und kritisch 

                                                 
36 Die ökonomische Analyse eignet sich auf diese Weise, um etwaige den Regelungen 

zugrunde liegende Aspekte zu verdeutlichen, vgl. Reimann, § 63 3. (S. 266). 
37 Wenn bspw. bei Schäfer/Ott, 18. Kap. 2. (S. 572 ff.) vom gutgläubigen Erwerb als 

Mittel zur Verteilung von Informationsaufwendungen die Rede ist, so steckt darin im 
Kern die bekannte Problematik der probatio diabolica. Die von der ökonomischen Ana-
lyse vorgenommene besondere Berücksichtigung gesamtwirtschaftlicher Aspekte kor-
respondiert mit der Berücksichtigung genereller Interessen wie dem Verkehrsschutzinte-
resse. 
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auf ihre Geeignetheit zum Interessenausgleich bewertet. Daraus ergeben 
sich die für eine Regelung relevanten gesetzgeberischen Bausteine. Dabei 
zeigt sich, dass neben den beiden Grundbausteinen der Berücksichtigung 
einer besonders qualifizierten Sachherrschaft an der Sache und der Gut-
gläubigkeit des Erwerbers im Hinblick auf die Berechtigung des Veräuße-
rers eine Vielzahl in den nationalen Rechtsordnungen immer wiederkeh-
render sonstiger Bausteine die Auflösung der Ordnungsaufgabe steuert. 

Teil 3 (Die Verteilung des Ausfallrisikos und die Zuordnung des Eigen-
tums an der Sache) schließlich beginnt mit einer genaueren Betrachtung 
des Lösungsrechts. Seine Erscheinungsformen und seine Bedeutung im 
deutschen und französischen Recht werden dabei näher erläutert. Vor dem 
Hintergrund eines möglichen Einsatzes eines Lösungsrechts wird ein sach-
gerechter Ausgleich der zuvor identifizierten relevanten Interessen ange-
strebt. Dabei werden die Interessen und Parameter zur Verteilung des Aus-
fallrisikos des schuldrechtlichen Rückgriffsanspruchs getrennt von den 
Interessen und Parametern zur Zuordnung des Eigentums an der Sache 
beleuchtet. Nicht zuletzt wird dabei die fortdauernde Tauglichkeit des Kri-
teriums der Sonderbehandlung gestohlener oder sonst abhanden gekomme-
ner Sachen untersucht. Auf der Grundlage der hierbei erzielten Ergebnisse 
wird letztlich ein Regelungsvorschlag für ein System des gutgläubigen 
Erwerbs entwickelt. Dabei wird insbesondere zu sehen sein, dass einem 
Lösungsrecht in Form eines Rückkaufsrechts eine maßgebliche Rolle bei 
der Feinsteuerung des Interessenausgleichs zukommt. 

 
 

C. Überblick zum europäischen Hintergrund 
 
Der Einfluss des Rechtsangleichungs- und Rechtsvereinheitlichungspro-
zesses der Europäischen Union38 auf das Recht der Mitgliedstaaten ist viel-
fältig und betrifft nahezu alle Rechtsgebiete; auch das Privatrecht. So hat 
in Deutschland nicht zuletzt die Notwendigkeit der Umsetzung europä-
ischer Richtlinien Anlass zu einer schon zuvor lange diskutierten umfang-
reichen Änderung des BGB im Wege des Schuldrechtsmodernisierungsge-

                                                 
38 Weitere internationale Bestrebungen zur Rechtsvereinheitlichung mit Bezug zum 

gutgläubigen Erwerb wurden bspw. von Unidroit verfolgt. 1968 wurde ein 1974 zunächst 
modifizierter und anschließend fallen gelassener Entwurf zum gutgläubigen Eigentums-
erwerb bei Waren vorgestellt, der sich die Suche nach der besten Lösung zum Ziel ge-
setzt hatte, vgl. Sauveplanne, L’unification du droit 1967/1968, 140 ff., insb. 150 Fn. 2 
(französisch) bzw. 151 Fn. 2 (englisch). Später wurde ein Teil davon für die Unidroit-
Konvention über gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter vom 24.06.1995 
verwendet; siehe auch Karner, S. 47 f. Zum Unidroit-Übereinkommen über internatio-
nale Sicherungsrechte an beweglicher Ausrüstung vgl. unten S. 192 ff. 
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setzes geführt.39 Es ist zu erwarten, dass auch künftig maßgebliche Ände-
rungen des nationalen Zivilrechts europäisch veranlasst sein werden.  

Aktuell existiert eine Vielzahl von Initiativen und Bestrebungen der Eu-
ropäischen Union zur weiteren Zivilrechtsharmonisierung, die eng mit pa-
rallelen wissenschaftlichen Überlegungen verknüpft sind.40 Neben den in-
haltlichen Fragen und rein rechtstechnischen Aspekten, wie z.B. Kompe-
tenznorm, Sprache und Umsetzungsvariante,41 spielen hier grundsätzliche 
Fragen zum Für und Wider einer europäischen Privatrechtsvereinheitli-
chung eine Rolle.42 Für die Zwecke dieser Untersuchung soll hier ein kur-

                                                 
39 Vgl. u.a. Däubler-Gmelin, NJW 2001, 2281 ff. In Frankreich haben sich die Auto-

ren Zenati-Castaing und Dross/Mallet-Bricout in ihren jeweiligen Kommentaren zur 
geplanten französischen Reform des Sachenrechts bspw. dafür ausgesprochen, auf eine 
rein national motivierte Rechtsänderung zu verzichten und ggfs. die europäisch motivier-
te Entwicklung abzuwarten und daran mitzuwirken; Zenati-Castaing, RTD civ. 2009, 
S. 211 ff. (insb. unter 1., 2. und 32.); Dross/Mallet-Bricout, D. 2009, S. 508 ff. (unter 
VI.). 

40 So finden sich schon in den ersten Entschließungen des Europäischen Parlaments 
Aufforderungen, die Wissenschaft einzubinden und zu unterstützen; Entschließung des 
Europäischen Parlaments zu den Bemühungen um eine Angleichung des Privatrechts der 
Mitgliedstaaten vom 26.05.1989, ZEuP 1993, 613, 614. Darüber hinaus erteilen die euro-
päischen Institutionen Aufträge an wissenschaftliche Einrichtungen zur Vorbereitung 
verschiedener Maßnahmen. Neben individuellen wissenschaftlichen Forschungen und der 
unten näher erläuterten Study Group on a European Civil Code sind u.a. folgende wis-
senschaftliche Zusammenschlüsse und Arbeitsgruppen zu nennen: die Lando-Kommis-
sion um Ole Lando und die von ihr erarbeiteten Principles of European Contract Law 
(PECL), die European Group on Tort Law (Tilburg-Gruppe), die International Working 
Group on European Trust Law, die Trento-Gruppe (The Common Core of European Pri-
vate Law), die Society of European Contract Law (SECOLA), die Commission on Euro-
pean Family Law (CEFL), die Working Group on the Approximation of the Civil Pro-
cedure Law (Storme-Gruppe), die Academy of European Private Lawyers (Gandolfi-
Gruppe), European Research Group on Existing EC Private Law (Acquis-Gruppe), die 
Working Group on Uniform Terminology for European Private Law, die Project Group 
Restatement of European Insurance Contract Law. 

41 Vgl. zu diesen Problemkreisen u.a. W.-H. Roth, S. 31 ff.; Basedow, AcP 200 
(2000), 445, 473 ff. ders. in JuS 2004, 89 ff.; Tilmann/van Gerven, in: Europäisches Par-
lament (Hrsg.), Untersuchung der Privatrechtsordnungen der EU, S. 185 ff.; Dauner-
Lieb, NJW 2004, 1431, 1433 f. (die besonders die Sprachenfrage als „das größte prak-
tische Problem“ bezeichnet). 

42 Vgl. zum aktuellen Stand der Diskussionen um ein einheitliches Europäisches  
Zivilgesetzbuch bspw. Mittwoch, JuS 2010, 767, 770. Die grundsätzlichen Fragen sind 
hier zu großen Teilen mit jenen vergleichbar, die sich anlässlich der Einführung gesamt-
deutscher Kodifikationen gestellt haben und die dem berühmten Meinungsaustausch 
zwischen Thibaut („Über die Nothwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Rechts für 
Deutschland“, 1814) und Savigny („Vom Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung und 
Rechtswissenschaft“, 1814) zugrunde lagen. Insbesondere die Argumente von Thibaut 
(Vereinheitlichung zersplitterten Rechts (S. 12, 15 ff.), Fortentwicklung existierenden 
Rechts (S. 13 ff.), Stärkung der Gemeinschaft (S. 14, 33 ff.), länderübergreifende Aus- 
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zer Überblick zu den europäischen Entwicklungen mit einem möglichen 
Bezug zum Recht des gutgläubigen Erwerbs genügen. Ein mögliches Fern-
ziel der europäischen Bemühungen ist ein einheitliches Europäisches Zi-
vilgesetzbuch.43 

Im Sachenrecht und besonders auf dem Gebiet des gutgläubigen Er-
werbs existiert bislang nur eine geringe Anzahl an Rechtsangleichungs- 
oder Rechtsvereinheitlichungsmaßnahmen.44 Neben dem Wiener Aktions-
plan von 199845 ist hier an vorderster Stelle der im Wesentlichen von der 

                                                 
bildung und Berufstätigkeit (S. 65)) sind auch in der gegenwärtigen Debatte relevant.  
Zu Argumenten für ein Europäisches Zivilgesetzbuch vgl. Bericht des Europäischen 
Parlaments über die Annäherung des Zivil- und Handelsrechts der Mitgliedstaaten 
(KOM(2001) 398 – C5-0471/2001 – 2001/2187(COS)), A5-0384/2001, Begründung, 
S. 11 f.; Staudenmayer, EuZW 2001, 485, 486; Möllers, JZ 2002, 121, 126. Kritisch äu-
ßern sich zum Vorhaben eines einheitlichen Europäischen Zivilgesetzbuchs u.a. Kronke, 
S. 4 ff.; Bergel, FS für Sonnenberger, 2004, 761, 763 ff.; Dauner-Lieb, NJW 2004, 1431, 
1431. 

43 Auf institutioneller Seite hat die Diskussion über ein Europäisches Zivilgesetzbuch 
ihren Ursprung beim Europäischen Parlament, vgl. Entschließung des Europäischen Par-
laments vom 26.05.1989, ZEuP 1993, 613, 614; Entschließung des Europäischen Parla-
ments vom 06.05.1994, ZEuP 1995, 669; Entschließung des Europäischen Parlaments 
vom 16.3.2000, ABl. C 377/323 vom 29.12.2000, Rdnr. 28. Die Justizkommissarin  
Reding hat das Vorhaben ebenfalls auf ihre Agenda gesetzt, EuZW 2010, 82; Vgl. auch 
zuletzt Europäische Kommission, Grünbuch der Kommission – Optionen für die Einfüh-
rung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und Unternehmen (KOM(2010) 
348 endg.); zur Geschichte eines einheitlichen europäischen Zivilrechts einschließlich 
seiner römisch geprägten Wurzeln siehe bspw. Gebauer, insb. S. 13 ff. 

44 Der gemeinschaftliche Besitzstand (acquis communautaire) auf dem Gebiet des Sa-
chenrechts ist nicht sehr ausgeprägt; vgl. z.B. Rat der Europäischen Union, Entwurf eines 
Berichts des Rates über die Notwendigkeit einer Angleichung der zivilrechtlichen Vor-
schriften der Mitgliedstaaten vom 29.10.2001, 13017/01, Rdnr. 13. Einige Richtlinien 
betrafen sachenrechtliche Aspekte, so z.B. Richtlinie 93/7/EWG vom 15.3.1993 über die 
Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten 
Kulturgütern (siehe auch unten S. 254 ff.), Richtlinie 2002/47/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 6. Juni 2002 über Finanzsicherheiten, zuletzt geändert durch 
Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 
(u.a. Regelungen zur Bestellung von Sicherheiten an beweglichen Sachen in Form von 
Wertpapieren), Richtlinie 2000/35/EG vom 29. Juni 2000 zur Bekämpfung von Zah-
lungsverzug im Geschäftsverkehr (Regelungen zum Eigentumsvorbehalt). 

45 Der sog. Wiener Aktionsplan umfasste insbesondere die „Prüfung der Möglichkeit 
einer Rechtsangleichung in bestimmten Bereichen des Zivilrechts, wie bspw. die Einfüh-
rung international einheitlicher privatrechtlicher Vorschriften für den gutgläubigen Er-
werb von beweglichen Sachgütern“ als binnen fünf Jahren zu ergreifende Maßnahme im 
Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen; Aktionsplan des Rates und der 
Kommission zur bestmöglichen Umsetzung der Bestimmungen des Amsterdamer Ver-
trags über den Aufbau eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts vom 
3.12.1998 („Wiener Aktionsplan“), ABl. EG Nr. C 19/1 vom 23.01.1999, Rdnr. 41 lit. f. 
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Study Group on a European Civil Code46 erarbeitete47 und im Februar 
2009 herausgegebene wissenschaftliche Referenzrahmen (Draft Common 
Frame of Reference, DCFR) zu nennen, der sich in seinem VIII. Buch auch 
mit der Eigentumsübertragung beweglicher Sachen, einschließlich des gut-
gläubigen Erwerbs, beschäftigt (Acquisition and loss of ownership of 
goods (Book VIII)).48 Der DCFR soll nach der Absicht der Verfasser die 
Basis eines von der Kommission geforderten politischen Referenzrahmens 
(Common Frame of Reference) sein.49 Im Schwerpunkt beschäftigt sich der 
DCFR, wie schon vorherige Bemühungen (vgl. insbesondere die Principles 
of European Contract Law der Lando-Gruppe), aber mit einer Vereinheit-
lichung des Vertragsrechts und nicht des Sachenrechts.50 

 
 

                                                 
46 Vgl. dazu die mit Beendigung des Projekts seit 2009 nicht mehr aktualisierte Web-

seite <http://www.sgecc.net/>, zuletzt abgerufen am 26.10.2010; Zur Geschichte, Finan-
zierung und anderen Fragen siehe u.a. von Bar, Die Study Group on a European Civil 
Code, in: Europäisches Parlament (Hrsg.), Untersuchung der Privatrechtsordnungen der 
EU, 1999, S. 135 ff. 

47 Die Study Group on a European Civil Code hat sich für die Zwecke der Entwick-
lung des wissenschaftlichen Referenzrahmens mit der European Research Group on  
Existing EC Private Law (Acquis-Gruppe) zusammengetan; vgl. von Bar/Clive/Schulte-
Nölke, DCFR-Outline Edition, S. 3; dazu auch Martens, EuZW 2010, 527, 528. 

48 Von Bar/Beale/Clive/Schulte-Nölke, DCFR-Outline Edition, S. 421 ff. Für dieses 
zeichnet das Working Team on Transfer of Moveable Property unter der Leitung von 
Brigitta Lurger (Universität Graz) verantwortlich (<http://www.uni-graz.at/bre1www/ 
tom/> zuletzt abgerufen am 26.10.2010). 

49 Vgl. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat – Ein 
kohärentes europäisches Vertragsrecht – ein Aktionsplan vom 12.02.2003 (KOM(2003) 
68 endg.). 

50 Zum Schwerpunkt des Vertragsrechts im Bereich der europäischen Privatrechtsver-
einheitlichung vgl. auf institutioneller Ebene auch Mitteilung der Kommission an den Rat 
und das Europäische Parlament zum Europäischen Vertragsrecht vom 11.07.2001 
(KOM(2001), 398); Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den 
Rat – Ein kohärentes europäisches Vertragsrecht – ein Aktionsplan vom 12.02.2003, 
(KOM(2003) 68 endg.); Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat – Europäisches Vertragsrecht und Überarbeitung des gemeinschaftlichen Besitz-
stands – weiteres Vorgehen vom 11.10.2004 (KOM(2004) 651 endg.); Bericht der Kom-
mission – Erster jährlicher Fortschrittsbericht zum europäischen Vertragsrecht und zur 
Überprüfung des gemeinschaftlichen Besitzstands vom 23.09.2005 (KOM(2005) 456 
endg.); Zweiter Fortschrittsbericht zum Gemeinsamen Referenzrahmen vom 25.07.2007 
(KOM(2007) 447 endg.); Europäische Kommission, Grünbuch der Kommission – Optio-
nen für die Einführung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und Unter-
nehmen (KOM(2010) 348 endg.), S. 12; Allenfalls im Hinblick auf Aspekte des Kredit-
sicherungsrechts wurde hier ein Bezug zum Sachenrecht beweglicher Sachen hergestellt. 
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Teil 1: Die Ausgangsposition 

Dem gutgläubigen Erwerb beweglicher Sachen1 liegt folgender Basissach-
verhalt zugrunde: 

 
Ein Nichtberechtigter verfügt zugunsten eines Erwerbers über das Eigen-
tum an einer beweglichen Sache des Eigentümers. 

 
Das charakteristische Merkmal dieses Sachverhalts ist die Verfügung 
durch einen Nichtberechtigten, also durch eine Person, die weder Eigentü-
mer noch sonst zur Verfügung über das Eigentum befugt ist. Mit Ausnah-
me der fehlenden Verfügungsberechtigung handelt es sich um Rechtsge-
schäfte, die im Übrigen fehlerfrei sind.2 Andere mögliche Störungen, wie 
bspw. fehlende Geschäftsfähigkeit, fehlerhafte Bevollmächtigung, Wil-
lensmängel, Sittenwidrigkeit3 oder Verstoß gegen ein gesetzliches Verbot4, 
die rechtlich zur Unwirksamkeit der Übereignung vom Nichtberechtigten 
an den Erwerber führen können, werden im Folgenden nicht näher erörtert 
                                                 

1 Die nachfolgend beschriebene Situation wird im Folgenden als „Konstellation des 
gutgläubigen Erwerbs“ bezeichnet, auch wenn das jeweils in Bezug genommene Recht 
diese nicht über eine eigenständige Rechtsfigur des „gutgläubigen Erwerbs“ auflöst (so 
z.B. das römische Recht; vgl. dazu unten S. 109 ff.). 

2 Ähnlich die Beschreibung von Frotz zum österreichischen Recht: „Die Vorschrif-
tengruppe [zum gutgläubigen Erwerb] betrifft im allgemeinen die Frage des Eigentums-
erwerbs an Mobilien, über die jemand aufgrund eines gültigen Titelgeschäfts zwischen 
ihm und dem potenziellen Erwerber im eigenen Namen verfügt, wobei die zum Eigen-
tumserwerb nach heute herrschender Meinung notwendige Einigung der Parteien über 
den Eigentumsübergang (der sog. dingliche Vertrag) ebenfalls gültig ist, die ‚Übergabe-
erfordernisse‘ (...) eingehalten worden sind, der Verfügende aber weder Eigentümer der 
Sache, noch von diesem zu der konkreten Verfügung ermächtigt ist.“ FS Kastner, 131, 
141. 

3 In der deutschen Jurisprudenz wird die Frage diskutiert, ob § 138 BGB überhaupt 
auf den dinglichen Vertrag anwendbar ist oder ob diese Norm nicht vielmehr wertneutral 
ist, vgl. hierzu u.a. Baur/Stürner, § 5 Rdnr. 51. 

4 Unter Geltung des Trennungs- und Abstraktionsprinzips stellt sich im deutschen 
Recht ebenso die Frage, ob dabei zudem das Verfügungsgeschäft unwirksam sein kann. 
Die mögliche Unwirksamkeit des Verfügungsgeschäfts beurteilt sich dabei nach dem 
Sinn und Zweck des Verbotsgesetzes. So ist ein Verfügungsgeschäft wegen Verstoßes 
gegen ein gesetzliches Verbot unwirksam, wenn die Umstände, aufgrund derer sich die 
Verbotswidrigkeit des Verpflichtungsgeschäfts ergibt, zugleich und unmittelbar auch das 
Erfüllungsgeschäft berühren, BGHZ 115, 123, 130. 
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und sind von der Konstellation der fehlenden Verfügungsberechtigung, 
insbesondere des fehlenden Eigentums des Veräußerers, zu unterscheiden. 
Allerdings können diese Aspekte insoweit an der Konstellation beteiligt 
sein, als dass die Störungen der vorangegangenen Rechtsgeschäfte über-
haupt erst dazu geführt haben, dass der nunmehr Verfügende als Nichtbe-
rechtigter verfügt.5 

Dennoch betrifft die dem gutgläubigen Erwerb zugrunde liegende Kon-
stellation nicht nur das Sachenrecht, denn bei der Auflösung dieser Kon-
stellation ist mit der sachenrechtlichen Zuordnung auch über mögliche 
schuldrechtliche Ausgleichsansprüche zu entscheiden. So muss die sachen-
rechtliche Entscheidung über die Eigentümerstellung mit den schuldrecht-
lichen Grundgeschäften, die einen Eigentumserwerb beabsichtigen, sowie 
mit eventuellen Ausgleichs- und Entschädigungsvorschriften in Einklang 
zu bringen sein. Damit entsteht zwischen sämtlichen an der Konstellation 
beteiligten Personen ein bunter Strauß von schuldrechtlichen und sachen-
rechtlichen Beziehungen und Ansprüchen.  

Das Schuld- und das Sachenrecht werden jedoch von unterschiedlichen 
Grundsätzen regiert. Während bei einer rein schuldrechtlichen Problematik 
ein Ausgleich unter den Beteiligten gesucht werden kann, muss bei sachen-
rechtlichen Fragestellungen aufgrund der absoluten Wirkungen von Sa-
chenrechten auch auf die schutzwürdigen Interessen anfänglich unbeteilig-
ter Dritter Rücksicht genommen werden. Dabei spielt der sachenrechtliche 
Grundsatz der Publizität eine entscheidende Rolle.6 Die Erörterung der 
Konstellation des gutgläubigen Erwerbs kann sich somit nicht allein auf 
die Betrachtung der Interessen der unmittelbar Beteiligten beschränken.  

Wie sich schon aus der obigen Beschreibung des Basissachverhalts er-
gibt, bilden die drei unmittelbar Beteiligten – Eigentümer, Veräußerer und 
Erwerber – und ihre Verbindungen untereinander den Kern des rechtlichen 
Beziehungsgeflechts, das aus der Verfügung des Veräußerers resultiert. 
Zusätzlich können weitere Personen direkt oder indirekt in die Betrachtung 
mit einzubeziehen sein. Dabei spielen sowohl objektive als auch subjektive 
Umstände eine Rolle. Hierauf wird noch näher einzugehen sein.7 

Eine Lösung der Konstellation muss sich an der zu regelnden Aufgabe 
und den daraus resultierenden denkbaren Ergebnissen orientieren (1. Ka-
pitel). Dafür haben sich in den vergangenen Jahrhunderten in verschiede-
nen Rechtsordnungen unterschiedliche Institute herausgebildet, die – von 

                                                 
5 Hierzu siehe auch unten die Erörterungen zur Bedeutung des Abstraktionsprinzips 

für den gutgläubigen Erwerb (Teil 1, 1. Kapitel, Fn. 10) und die Behandlung in Frank-
reich auf der Basis des Konsensprinzips (vgl. dazu auch S. 22 und S. 55). 

6 Zum Publizitätsprinzip vgl. unten S. 162 ff. 
7 Vgl. unten S. 125 ff. 
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Rechtsordnung zu Rechtsordnung unterschiedlich – teilweise kombiniert 
und teilweise alternativ Anwendung finden (2. Kapitel).  
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1. Kapitel: Das sachenrechtliche Mehrpersonenverhältnis 

 
Die Konstellation des gutgläubigen Erwerbs führt zu einem sachenrecht-
lichen Mehrpersonenverhältnis (A.). Zur Auflösung dieses Mehrpersonen-
verhältnisses muss über die Zuordnung des Eigentums und über etwaige 
Ausgleichsansprüche entschieden werden (B.). 
 
 

A. Die Beteiligten und ihre Beziehungen untereinander 
 
Die Konstellation des gutgläubigen Erwerbs betrifft mindestens drei Per-
sonen: den Eigentümer, den Veräußerer und den Erwerber (Grundkonstel-
lation). Diese drei Personen verfolgen unterschiedliche Interessen; bei 
zwei Beteiligten, dem (ursprünglichen) Eigentümer und dem (vermeintli-
chen) Erwerber, kollidieren die Interessen unmittelbar. Sowohl der (ur-
sprüngliche) Eigentümer als auch der (vermeintliche) Erwerber beanspru-
chen beide das Eigentum an derselben Sache. Darüber hinaus können eine 
Reihe anderer Personen eingebunden sein. 

I. Die Position des Eigentümers 

1. Der Eigentümer 

Der Eigentümer ist der ursprüngliche Inhaber des durch die Vorgänge be-
drohten Eigentums an der beweglichen Sache. Im Rahmen dieser Untersu-
chung wird dabei durchgängig vom Eigentümer gesprochen, obwohl man 
zunächst nur feststellen kann, dass es sich um den ursprünglichen Eigen-
tümer handelt. Aufgrund der zur Konstellation des gutgläubigen Erwerbs 
führenden Vorgänge hat er nach der anwendbaren Rechtsordnung mögli-
cherweise sein Eigentum verloren. 

Das zivilrechtliche Eigentum1 verleiht dem Eigentümer – in den Gren-
zen von Gesetz und Rechten Dritter – eine allumfassende Herrschaftsge- 

                                                 
1 Die Ausgestaltung des Eigentums ist ein prägendes Merkmal einer Gesellschafts-

ordnung und entsprechend ist der Begriff des Eigentums Gegenstand vielfältiger, nicht 
ausschließlich rechtswissenschaftlicher, Diskussionen und Analysen. Im Rahmen des 
gutgläubigen Erwerbs geht es im Schwerpunkt um den zivilrechtlichen Eigentumsbegriff.  


